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BFRG alt

3.735,5

3.755,5

3.776,0

BFRG neu

3.686,1

3.676,0

3.683,8

3.635,4

Differenz

-49,4

-79,5

-92,2


Pressekonferenz

von 

Kurt Grünewald

Wissenschaftssprecher der Grünen

Bologna ist abgebrannt. 

Das neue Budget besiegelt das Schicksal der Universitäten 

  Wien, 11. März 2010

Soll Politik gestalten oder Rasen mähen? 

Entgegen allen Beteuerungen der notwendigen Priorisierung von Bildung und Forschung und im krassen Widerspruch zum Ziel, 2% des BIP in den tertiären Bildungssektors zu investieren, werden Universitäten und Fachhochschulen - wie auch die Grundlagenforschung - mit Budgetreduktionen konfrontiert. Der ÖVP-Plan, Drittmittel und ein höherer privater Finanzierungsanteil könnten die Budgetsituation von Wissenschaft und Forschung verbessern, ist gerade in Krisenzeiten irreal. 
Viele Themenfelder des Hochschuldialogs können nun nur mehr theoretisch und abstrakt abgehandelt werden. Auch bei inhaltlicher Einigung bleibt diese ohne zusätzliche Mittel virtuell. Die defensive Hochschulpolitik mit immer neuen Notwehraktionen, Ermächtigungen und Verordnungen setzt sich lückenlos fort. Bildung und Forschung verliert vielfach ihre Perspektiven. Betroffene Lehrende und Lernende wie ForscherInnen, die für bessere Unis und FHS protestierten und Hoffung auf Veränderung hatten, bleiben entmutigt und wütend zurück. Die Auswirkungen dieser Politik treten verzögert auf, entstandene Lücken lassen sich dann aber nicht auf Knopfdruck schließen. 
Was hat das alles mit Bologna zu tun?
Die Bologna Erklärung (Juni 1999) ist kein verbindliches Vertragswerk, sondern eine Absichtserklärung, mit dem Ziel der Internationalisierung der Ausbildung an Universitäten und Fachhochschulen durch Harmonisierung der Ausbildungsorganisation (Dreigliedrigkeit). Abschlüsse sollten vergleichbarer werden und somit auch die Mobilität der Studierenden verbessern.

Ausbildungsinhalte werden dabei nicht berührt. Kernpunkt ist die starke Berufsbezogenheit und Marktfähigkeit des Baccalaureates. Bildung als Wert an und für sich (Sorbonne Erklärung) tritt zunehmend gegenüber wirtschaftlichen Erwägungen in den Hintergrund.

Es besteht allerdings ein klares Bekenntnis, die Zahl von Studierenden wie auch die AkademikerInnenquoten zu erhöhen. Weiterführende Ausbildungen (Master und Doktorat) unterliegen aber Restriktionen. Mehr und billigere Studierende ist hier gängiges Vokabular.
Tatsache ist: Österreich liegt in den Bildungszielen, bei der Zahl der Maturantinnen, Übertrittsquoten in den tertiären Bildungssektor und AbsolventInnen abgeschlagen auf den hinteren Rängen. Von Weltklasse und Überholspur - wie politisch propagiert - ist hier nichts zu sehen.

Statt Finanzspritzen und eines Konjunkturpaketes für Bildung und Forschung kommt es nur zu Budgetkürzungen.

Statt sich über mehr Studierende zu freuen, zeigt man Angst und Panik. 

Skurrile Vergleiche mit der Oper täuschen eine nicht vorhandene Logik vor.

Tatsache ist: Dieses Budget ermöglicht weder steigende Studierendenzahlen, noch eine qualitativ verbesserte Ausbildung. Die Forschung in Österreich droht den Anschluss zu verlieren.
Der Bundesfinanzrahmen 2009 – 2013: Stagnation und Reduktion der Hochschulausgaben ab 2011

Der Strategiebericht der BR sieht als wichtigste Maßnahme  einen Anstieg der Bundesausgaben für den tertiären Bildungssektor auf 2% des BIP vor (S. 51). Weder ein Zeitpunkt  noch ein Stufenplan für die Zielerreichung werden im Regierungsprogramm formuliert. Von Planung und Prioritätensetzung kann also keine Rede sein. Auf den ersten Blick meint man, die Ausgaben für Wissenschaft und Forschung  (UG 31) würden sich von 1,1% des BIP (2008) auf 1,3% (2010) erhöhen. 2011 bleiben sie auf diesem Niveau, reduzieren sich aber  für die Jahre 2012 und 2013 auf 1,2% des BIP. 

Der Anstieg der Ausgaben der UG 31 von 2008 auf 2009 um 330 Mio Euro reduziert sich allerdings auf die Hälfte, da den Universitäten der Wegfall der Studiengebühren (157 Mio Euro) durch Parlamentsbeschluss kompensiert wird. 
Die im Dialog Hochschulpartnerschaft präsentierte Tischvorlage zum Hochschulbudget (Tabelle 6.2 des statistischen Taschenbuchs) für die Jahre 2007 bis 2010 vom 14. Jänner 2010 berücksichtigt diesen Effekt in keiner Weise und gelangt daher zu wenig aussagekräftigen Zahlen. Auch die Bereinigungen aufgrund des neuen Haushaltsrechts werden nicht gemacht, so dass die Jahre 2008 und 2009 nicht verglichen werden können. 

Stabilitätsprogramm 2009 bis 2013: Kein Ausgabenbereich wird von der Konsolidierung ausgenommen

Im Stabilitätsprogramm der Bundesregierung vom 26. Jänner 2010 wurde ein neuer Budgetpfad festgelegt. Beginnend 2011, soll die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte eingeleitet werden. Bis 2013 ergibt sich in Summe ein  Konsolidierungsbedarf von insgesamt ca. 10 Mrd Euro.
Das Stabilitätsprogramm betont  zwar mehrfach (Seiten 1, 13, 14) die Bedeutung von Wissenschaft und Forschung, lässt aber gleichzeitig keinen Zweifel aufkommen, dass die Budgetkonsolidierung „primär von der Ausgabenseite her in Angriff genommen werden soll“ (Seite 22) und dass „alle Ausgabenkategorien miteinbezogen werden müssen“ (Seite 23)

Wie hier Prioritäten für Bildung und Forschung gesetzt werden können bleibt ein Rätsel. Hier steht die Bundesregierung in krassem  Widerspruch zur Konsolidierungsstudie des Wifo (“Optionen zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte in Österreich“ vom Februar 2010), die eine Reihe von Ausgabenbereichen von der Konsolidierung ausnimmt (Arbeitsmarkt, sowie Zukunftsinvestitionen in Bildung, Wissenschaft,...).

Das Wifo sieht Konsolidierung auch nicht als einzige wirtschaftspolitische Priorität. Man empfahl vielmehr dem Konsolidierungsprozess, ein „Impulsprogramm“ zur Stabilisierung von Wachstum und Beschäftigung in Höhe von 1 Mrd Euro im Jahr 2010 voranzustellen. Schwerpunkte sollen der Arbeitsmarkt, der Energiesektor (thermische Sanierung), der Bildungssektor und die Forschungsförderung sein; 

Das Bundesfinanzrahmengesetz (BFRG) 2011 – 2014 sieht Ausgabenkürzungen in allen Ausgabenbereichen vor
Das BFRG wird dem Nationalrat am 21. April vorgelegt. Die Ausgabenobergrenzen werden für die Rubriken und die Untergliederungen um das Jahr 2014 verlängert, und verbindliche Obergrenzen für die Untergliederungen für 2011 fixiert. Weichenstellungen für mögliche budgetäre Priorisierungen stehen unmittelbar bevor. Wenn das 2%-Ziel ernst genommen wird, dann müssten Wissenschaft und Forschung nicht nur von der Konsolidierung ausgenommen, es müssten auch konkrete quantitative Stufenpläne zur Zielerreichung genannt und im Ausgabenpfad abgebildet werden.

Konsolidierungserfordernis nach UG – Ausgaben in Mio Euro Rubrik 3






2011

2012

2013

2014

30, 32  Unterricht inkl Kunst und Kultur
-111,9

-179,9

-209,7

-234,0
31 Wissenschaft und Forschung

-49,4

-79,5

-92,2

-101,0
33 Wirtschaft (Forschung)


-1,3

-2,2

-2,5

-2,8
34 Verkehr, Innovation, Technologie
-4,7

-7,7

-8,8

-10,1






-167,3

-269,3

-313,2

347,9
Damit ändert sich auch der Finanzrahmen für die UG 31 (Wissenschaft und Forschung) wie folgt:
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FAZIT: Der neue Finanzrahmen und die vorgesehene Konsolidierung verschlechtern die Finanzierung von Wissenschaft und Forschung. Die Aussicht auf eine Erhöhung der Zukunftsausgaben wird von den Einsparungen der Länder und Gemeinden abhängig gemacht und damit in die Hände der „Landesfürsten“ gelegt. 

Was fehlt in diesem Dialog?
Im bisherigen Verlauf des  Dialogs zeigt sich, dass es im Ressort einen eklatanten Mangel an aufbereiteten Daten zur Steuerung der Universitäten gibt. Seit der Ausgliederung der Universitäten gibt es zwar Rechnungsabschlüsse von allen Universitäten, sowie Kosten- und Leistungsrechungen, es erfolgt aber keine (systematische) Auswertung der Daten der einzelnen Universitäten durch das Ressort. Die bisher im Dialog vorgelegten hoch aggregierten Daten aus dem statistischen Taschenbuch 2009 sind für Steuerungszwecke unbrauchbar. Das Zahlenmaterial reicht nicht aus, um auf einer betriebswirtschaftlichen Grundlage nachvollziehbare Modelle für eine Studienplatzfinanzierung entwickeln zu können. 
Dazu wäre – so auch Norbert Rozsenich – eine nach Studienrichtungen differenzierte Kostenträgerrechnung erforderlich, die es ansatzweise bei einigen Universitäten gibt. Eine Zusammenschau im Sinne einer Konzernbilanz fehlt aber bisher. Zu Recht wurde allerdings auf den damit verbundenen hohen administrativen Aufwand hingewiesen (der allerdings nur einmal anfallen würde). 
Daten und Beratung  Bruno Rossmann und Norbert Rozsenich
Zwei Empfehlungen
Finanzierungspfad und Zieljahr muss dem Ressort vorgelegt werden

Der Anstieg der Bundesausgaben für den tertiären Bildungssektor auf 2% des BIP muss oberste Priorität haben. Trotz der Budgetkonsolidierung müssen die Mittel für den tertiären Bildungssektor ausgeweitet werden. Das macht einen quantitativen Pfad sowie die Festlegung auf ein Zielerreichungsjahr - spätestens 2018 - erforderlich. Angesichts der knappen Mittel für die Universitäten spricht Vieles für einen stärkeren Anstieg der Mittel in den ersten Jahren. Der Pfad und das Zieljahr müssen im Bundesfinanzrahmen abgebildet werden. Der Rückgang der Mittel ab 2011 und die Stagnation danach können nicht hingenommen werden. Der Dialog muss in eine Empfehlung für einen realistischen Budgetpfad auf Basis von Prognosen bzw. Szenarien münden. 
Daten zur Steuerung der Universitäten sind unumgänglich

Steuerungsdaten bilden die Grundlage für die Diskussion von Finanzierungsfragen (Stichwort Normkostenmodell). Die Entwicklung geeigneter Steuerungsdaten ist daher unverzüglich in Angriff zu nehmen. In der Sitzung am 27. Jänner wurde daher von VertreterInnen der Grünen, des SPÖ-Klubs und der Arbeiterkammer angeregt, das Ministerium möge das Wifo und/oder das IHS damit beauftragen, im Einvernehmen mit der Uniko als ersten Schritt eine Gemeinkostenanalyse auf Basis der Rechnungsabschlüsse aller Universitäten erstellen. Dabei sind insbesondere die von den Rektoraten kaum beeinflussbaren Mieten und Betriebskostenvorschreibungen der BIG kritisch zu untersuchen, da der Verdacht besteht, dass die BIG ihre marktbeherrschende Stellung ausnützt, um überhöhte Entgelte in Rechnung zu stellen (Knebelverträge).




































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































